
Landkreistag~

BADEN-WÜ RTTEMBERG 

Resolution des Landkreistags zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes 

für Menschen mit Behinderung in Baden-Württemberg 

- beschlossen im Rahmen der Landrätekonferenz am 10. November 2017­

mit zusätzlichen Erläuterungen' 

Bei den Landkreisen sind ebenso wie bei den Stadtkreisen nahezu alle sozialen Aufgabenfelder 

verortet. Sie sind neben der Existenzsicherung für Menschen ohne ausreichendes Einkommen 

auch für zahlreiche andere Leistungen, beispielsweise die Kinder- und Jugendhilfe, die Hilfe zur 

Pflege und die Gesundheitsleistungen zuständig. 

Die Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung wurde den Land- und Stadtkreisen mit 

der Verwaltungsstrukturreform zum 1. Januar 2005 übertragen. Mit der Eingliederungshilfe 

wird die Teilhabe von Menschen mit Behinderung in allen Lebensbereichen ermöglicht - im 

frühkindlichen Bereich, in Schule und Ausbildung, durch die Begleitung am Arbeitsplatz oder in 

Werkstätten für behinderte Menschen, im Rahmen des gemeinsamen Wohnens in Einrichtun­

gen der Behindertenhilfe und von betreuten Wohnangeboten sowie durch die Hilfe auch bei 

Pflegebedürftigkeit. 

Die Landkreise haben in den vergangenen zwölf Jahren die damit verbundenen Herausforderun­

gen engagiert angenommen und die Eingliederungshilfe gemeinsam mit den Partnern vor Ort 

weiterentwickelt und bedarfsgerecht ausdifferenziert. Sie wenden gemeinsam mit den Stadtkrei­

sen in Baden-Württemberg schon heute über 1,6 Mrd. Euro jährlich für die rund 7°.000 Leistungs­

empfängerinnen und Leistungsempfänger auf 

,Die über die beschlossene Resolution hinausgehenden Textteile sind in Kursivschrift gefasst. 
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Das in seiner ersten Stufe am 1. Januar 2017 in Kraft getretene Bundesteilhabegesetz (BTHG) für 

Menschen mit Behinderung stellt die Landkreise vor gewaltige Herausforderungen - auch in 

finanzieller Hinsicht. Die Landkreise sind willens und bereit, als Träger der Eingliederungshilfe 

auch weiterhin zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung der Menschen mit Behinde­

rung beizutragen. Sie erwarten allerdings stimmige Rahmenbedingungen. Insbesondere muss 

das Land ab sofort sämtliche Mehrkosten vollständig ausgleichen, die durch das BTHG bei den 

Landkreisen ausgelöst werden. 

Vor diesem Hintergrund erheben die baden-württembergischen Landkreise zwei Kernforde­

rungen an das Land: 

1. Zusage einlösen - Mehrbelastungsausgleich ab sofort! 

Die Zusage des Landes, dass alle durch das Bundesteilhabegesetz (BTHG) ausgelösten 

Kosten als konnexitätsrelevant anerkannt werden, muss uneingeschränkt eingehalten 

werden. Daher mijssen alle BTHG-bedingten Mehrbelastungen der Landkreise voll­

ständig ausgeglichen werden. Dies muss insbesondere auch für diejenigen Mehrkosten 

gelten, die infolge des BTHG in den Jahren 2018 und 2019 bei den Landkreisen entste­

hen. Das Land muss den Kommunen ein fairer und verlässlicher Partner bleiben! 

Herr Ministerpräsident Kretschmann hat bei der Landkreisversammlung am 24. Oktober 

2076 in Reutlingen auch zum BTHG einen "bestmöglichen Ausgleich U in Aussicht gestellt. 

Ebenso hat Frau Finanzministerin Sitzmann in der Gemeinsamen Finanzkommission dem 

Grunde nach anerkannt, dass die durch das BTHG bedingten Mehrkosten auszugleichen 

sind. Sie hat zu Protokoll gegeben, dass sich die Konnexität im Bereich der Eingliederungs­

hilfe auf alle zusätzlichen kommunalen Aufgaben beziehen wird, also auf alle zusätzli­

chen Bereiche des kommunalen Tätigwerdens; davon, dass eine formalrechtliche Betrach­

tung der Zuständigkeitsvorschrijten für die Kostentragung maßgeblich sein soll, war nie­

mals die Rede gewesen. Im Übrigen war bereits vor Verabschiedung des Bundesteilhabe­

gesetzes als Ergebnis der Sitzung der Gemeinsamen Finanzkommission vom 4. November 

2076 als Sprechklausel festgehalten worden, dass Land und kommunale Landesverbände 

erneut in Gespräche zur Finanzverteilung eintreten werden, wenn das seinerzeit im Ge­

setzgebungsverjahren befindliche BTHG dazu führt, dass relevante Kosten für Land oder 

Kommunen entstehen. 



Obwohl bereits mehrere Gespräche zwischen Sozial- und Finanzministerium sowie Land­

kreistag und Städtetag zur Höhe der BTHG-bedingten Mehrausgaben in den Jahren 2018 

und 2019 geführt worden waren und dabei die volle Konnexität zugrunde gelegt worden 

war, haben Sozial- und Finanzministerium am 25. Oktober 2017 plötzlich und unvermittelt 

erklärt, dass die durch das BTHG in den Jahren 2017 bis 2019 ausgelösten Mehraufwen­

dungen nun doch nicht nach den Grundsätzen der Konnexität vollumfänglich ausgegli­

chen werden sollen. Lediglich die im Staatshaushaltsplan vorgesehenen Mittel in Höhe 

von 9,2 Mio. Euro für das Jahr 2018 und 72,7 Mio. Euro für das Jahr 2019 sollen als freiwilli­

ge Leistungen den Landkreisen und Stadtkreisen für Zwecke der Eingliederungshilfe zur 

Verfügung gestellt werden, und dies auch nur dann, wenn hierzu noch eine inhaltlich­

fachliche Begründung erfolgt. 

Die für den Staatshaushaltsplan vorgesehenen und politisch überdies unter Vorbehalt ge­

stellten Mittel bilden die durch das BTHG in den Jahren 2018 und 2019 ausgelösten Mehr­

kosten der Landkreise allerdings in keinster Weise ab. Vielmehr beziffert die mit Landkreis­

tag und Städtetag abgestimmte detaillierte Kostenschätzung des Kommunalverbands Ju­

gend und Soziales Baden-Württemberg, die hier als Anlage beigefügt ist, die Mehrbelas­

tung für 2019 mit 99,5 Mio. Euro. Für das Jahr 2018 ist - aufgrund des erst schrittweisen 

Aufwuchses an Fallzahlen und PersonalsteIlen - von Mehrkosten in Höhe von immerhin 

mindestens 68,0 Mio. EUR auszugehen. 

Sollten diese Mehrkosten in Höhe von in der Summe 167,5 Mio. EUR den Landkreisen und 

Stadtkreisen trotz anderslautender Zusagen nicht erstattet werden, würde dies die im Ko­

alitionsvertrag beschworene faire und verlässliche Partnerschaft zwischen Land und 

Kommunen ernsthaft beschädigen. 

2. Kommunale Struktur erhalten - KVJS gesetzlich absichern! 

Die Landkreise sollen auch künftig Träger der Eingliederungshilfe sein. Der Kommunal­

verband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg (KVJS) soll seinerseits in bisheri­

gem Umfang beratend und unterstützend tätig sein können; der Gesetzgeber soll ihm­



jedenfalls der Sache nach - die Koordinationsfunktion eines überörtlichen Trägers der 

Eingliederungshilfe zuweisen. Außerdem sollen im Hinblick auf den Abschluss von 

Rahmenverträgen und die Schiedsstellentätigkeit die bisherigen Mitwirkungsbefugnis­

se des KVJS sowie von landkreistag und Städtetag entsprechend gewahrt bleiben. 

Es ist richtig, wenn die Landkreise und Stadtkreise Träger der Eing/iederungshilfe sind. 

Denn sie verfügen bereits über langjährige Erfahrungen bei der Leistungserbringung in 

der Eingliederungshilfe. Außerdem wird so sichergestellt, dass auch künftig eine wohnor­

tnahe Leistungsgewährung zu Gunsten der betroffenen Menschen erfolgen kann. 

Der Landkreistag fordert überdies eine gesetzliche Absicherung der Koordinations- und 

Bündelungsfunktion des Kommunalverbandes für Jugend und Soziales Baden­

Württemberg (KVJS), die auch das Dienstleistungsangebot des Medizinisch­

Pädagogischen-Fachdienstes und der Vertragsverhandlungen einbezieht. Der KVJS trägt 

mit dazu bei, einheitliche Lebensverhältnisse in Baden- Württemberg zu gewährleisten. 

Daher soll der KVJS auch - ebenso wie Landkreistag und Städtetag - gesetzlich legitimiert 

sein, die Rahmenvertragsverhandlungen zuführen und in der Schiedsstelle mitzuwirken. 



KVJS 
Kommunalverband Für 
Jugend und Soziales 
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Jahr Nettoausgaben in Mio. € 

2015 ca. 1.517,6 

2016 ca. 1.580,9 

2017 ca. 1.646,8 

2018 ca. 1.715,5 

2019 ca. 1.787,0 

2020 ca. 1.861,5 

2021 ca. 1.939,2 

2022 ca. 2.020,0 

2023 ca. 2.104,3 

2024 ca. 2.192,0 

2025 ca. 2.383,4 

I. Allgemeine Entwicklungen 

1. Finanzbedarf der vom Land zu bestimmenden Träger der Eingliederungshilfe 

Mit Verabschiedung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) am 16.12.2016 erfolgt ein 

Paradigmenwechsel in der Eingliederungshilfe. Durch die Herauslösung der Aufgabe aus 

dem SGB XII handelt es sich bei der Eingliederungshilfe um eine neue Aufgabe für den 

vom Land zu bestimmenden Träger der Eingliederungshilfe. Sämtliche Veränderungen 

unterliegen daher der Konnexität. 

Nach Angaben des Statistischen Landesamts betrugen die Nettoausgaben im Jahr 2015 

für die Eingliederungshilfe in Baden-Württemberg 1.517.633.547 €. Die Bundesregierung 

geht (entsprechend dem durchschnittlichen Wachstum der Ausgaben für die Eingliede­

rungshilfe in den Jahren 2010 bis 2014) auch künftig von einer jährlichen Ausgabenstei­

gerung um 4,17 % aus (siehe Gesetzentwurf der Bundesregierung zum BTHG - BT-Drs. 

18/9522, Seite 209). 

Auf dieser Grundlage ergibt sich folgende Entwicklung: 1 

I , 

In Höhe dieser Kosten wird Konnexität ausgelöst, sobald das Land die Stadt- und Land­

kreise als neue Träger der Eingliederungshilfe bestimmt. 

2. Mehrkosten durch das BTHG 

Die Auswirkungen in Folge des Bundesteilhabegesetzes sind als Mehrkosten hinzuzu­
rechnen. 

1 Die Nettoausgaben steigen nach dieser Prognose von 2015 bis 2025 um ca. 866 Mio. € 
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11. Folgen des Bundesteilhabegesetzes 

1. Bewertung der Auswirkungen gesetzlicher Änderungen 

Eine zuverlässige Schätzung der Mehrkosten durch das BTHG ist nicht möglich, da 

viele Fakten (noch) nicht bekannt sind bzw. nur durch eine Umfrage ermittelt werden kön­

nen. Daher konnten nur grobe Überlegungen angestellt werden . 

Aus diesem Grund hat auch der Bundesrat unter Mitwirkung Baden-Württembergs vor 

Zustimmung zum BTHG in seiner Sitzung am 16.12.2016 eine intensive Evaluation der 

beabsichtigten BTHG-Änderungen eingefordert und in Teilen die Inkrafttretenszeitpunkte 

einzelner gesetzlicher Regelungen nach hinten verschoben (siehe BR-Drs. 711/16). 

Eine erste überschlägige Schätzung der Mehrkosten infolge des BTHG für die Stadt- und 

Landkreise in Baden-Württemberg als künftige Träger der Eingliederungshilfe in den Jah­

ren 2017 bis 2019 kann daher in keinem Fall den aktuell laufenden Evaluierungen vorgrei­

fen. Nachfolgende Ausführungen stellen demnach zunächst nur einen groben Orientie­

rungsrahmen dar. Darauf aufbauend werden die Angaben des Bundes und des Landes 

Baden-WOrttemberg wie folgt bewertet: 

3. Darstellung der Auswirkungen durch den Bund 

In der Begründung des Gesetzentwurfes der Bundesregierung zum BTHG (siehe BT­

Drs. 18/9522, S. 208ft) sind folgende bundesweite finanzielle Auswirkungen bezogen auf 

die Leistungen aufgeführt. Es wird dabei zwischen Leistungen ohne und mit Erfüllungs­

aufwand (Personal- und Sachkosten) unterschieden. 

Art I Jahr 
Bundesweit 

2017 
(Mio. €) 

2018 
(Mio. €) 

2019 
(Mio. €) 

2020 
(Mio. €) 

Verbesserungen bei der 
Einkommens- und Vermö­
gensanrechnung 

+91 ,0 +95.0 +99,0 +355,0 

EinfOhrung Budget fOr Arbeit. 
Andere Anbieter ° +33,0 +67,0 +100,0 

Verbesserungen Teilhabe 
an Bildung 0 0 0 +3,0 

Trennung der Fachleistungen 
vom Lebensunterhalt, Zuord­
nung des Mittagessens zum 
Lebensunterhatt (GruSi)* 

, 
-76,0* -79,0* -82,0* -378,0 
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Art I Jahr 
Bundesweit 

2017 
(Mio. €) 

2018 
(Mio. €) 

2019 
(Mio. €) 

2020 
(Mio. €) 

Einführung trägerObergrei­
fendes Teilhabeplanverfah­
ren-* 

+10,0·· +50,0·· +50 ,0·· +50,0·· 

Effizienzrendite durch 
bessere Steuerung 0 0 0 -100,0 

EinfOhrung Frauenbeauftrag­
te, Werkstatträte** +5,0** +20,0** +20,0*· +20,0­

Gesamt Länderl 
Gemeinden It. Bund +30,0 +119,0 +154,0 +50,0 

Aufgrund eigener Beteeh­
nungen beteinigte Zahlen 
Mehraufwand ohne Entlas­
tung Grundsicherung* und 
ohne ErfDllungsaufwaoo-­

+91,0 I +128,0 +166,0 +20,0 

+ ErlDllungsaufwand 
(Persona/- und Sachkosten** +43,0 +43,0 +43,0 +43,0 

Bet8Chneter 
Gesamtaufwand +134,0 +171,0 +209,0 +63,0 

Erläuterungen: 

* Die Regelungen des § 42b Abs. 28GB XII treten in Abweichung vom Regierungsent­

wuri erst zum 01.01.2020 in Kraft (vgl. Art. 13 Nr. 15 BTHG). Daher eriolgt die komplette 

Trennung der Fachleistungen der Eingliederungshilfe vom Lebensunterhalt mit Erweite­

rung der Grundsicherungsleistungen des Bundes ebenfalls erst zum 01.01.2020 (Ände­

rung §§ 42, 42a Abs. 5 und 6 SGB XII durch Art. 13 Nr. 14-15 BTHG). Eine Entlastung 

der Kommunen durch höhere Leistungen der Grundsicherung des Bundes tritt so­

mit erst ab dem Jahr 2020 ein. Bis 31 .12.2019 gilt zur Berechnung der Vergütungen die 

Übergangsregelung des § 139 SBG XII. 

** Hier nachrichtlich, da laut Regierungsbegründung und Sozialministerium Baden­

Württemberg dem Erfüllungsaufwand zuzurechnen, weshalb sich der Leistungsaufwand 

entsprechend reduziert. Der Regierungsentwuri (S. 215-225) geht von einem Erfüllungs­

aufwand (Personal- und Sachaufwand usw.) bei den Kommunen zur Umsetzung des 

BTHG in Höhe von jährlich insgesamt 43,012 Mio. € aus. Enthalten sind hierin zusätzli­

ches Personal und dessen Qualifizierung. Dazu kommt ein einmaliger Umstellungsauf­

wand von 15,0 Mio. €, der vom Land nicht berücksichtigt wurde. 
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4. 	Darstellung der Auswirkungen durch das Land 

Das Land hat selbst keine eigenen Berechnungen vorgenommen. Bei der Ermittlung der 

Mehrkosten durch das BTHG für Baden-Württemberg greift das Land auf die Berechnun­

gen des Bundes zurück und bringt diese mit anteilig 10 % für Baden-Württemberg zum 

Ansatz. Der Anteil von 10% ergibt sich aus folgender Darstellung: 

Jahr Bundesgebiet Baden-WürttembeM 

2017 
58 Mio. 

(davon 43 Mio. Erfüllungsaufwand) 
5,8 Mio. 

2018 
92 Mio. 

(davon 43 Mio. Erfüllungsaufwand) 
9,2 Mio. 

2019 
127 Mio. 

(davon 43 Mio. Erfülluqgsaufwand) 
12,7 Mio. 

(ab) 2020 

23 Mio. 

(davon 43 Mio. Erfüllungsaufwand, im 

Übrigen 20 Mio. Entlastungen!) 

2,3 Mio. 

Die uns vorliegenden Zahlen des Landes Baden-Württemberg können in dieser Pauscha­

lität (58. Mio. € gesamt) nicht bewertet werden. Zur Ermittlung der konnexitätsrelevanten 

Auswirkungen wird empfohlen, die nachfolgenden Einschatzungen zugrunde zu legen. 

4. Erste Einschätzung des KVJS zu den erwarteten finanziellen Auswirkungen des 

BTHG in Baden-Württemberg ab 2017 

4.1 	 Verbesserungen bei der Einkommens- und Vermögensanrechnung 

4.1.1 Verbesserungen des Einkommens für Werkstattbesucher 

• 	 Erhöhung und Freilassung des Arbeitsförderungsgeldes 

für Besucher des Arbeitsbereiches der WfbM von 26 € auf 52 € ab 01.01.2017. (Nach­

träglich durch den Bundesrat - Drucksache 18/10523 Seite 9 und 17- als § 59 Abs. 2 

SGB IX neu eingefügt und in § 43 Satz 2 SGB IX geändert). Bei ca. 30.000 Werkstatt­

beschäftigen mit 26 € x 12 Monate führt dies zu Mehrausgaben von jährlich insge­

samt ca. 9.5 Mio €. 

• 	 Erhöhung des Freibetrags nach § 82 Abs. 3 Satz 25GB XII 

Vom Werkstatteinkommen ist ab 01.01.2017 wie bisher ein Grundbetrag von einem 

Achtel des Regelsatzes freizulassen jedoch vom übersteigenden Betrag 50 % (statt 

bisher 25 %). Für ca. 28.000 Personen in WfbM wird eine Einkommensverbesserung 

von monatlich 10 € somit jährlich 120 € angenommen. Dies ergäbe für Baden­

Württemberg einen Mehraufwand von insgesamt ca. 3 Mio. €. 

6 



ell4erstatitUrlIQ des 8airbE~tralas durch den Bund 

sollen aU!;aE~alllcnEm werden durch 

I"h..."tr~l"o~ durch den Bund nach § 136 XII in Höhe von 14 % der Ke,Qelloe­

Stadt- und Landkreis ist in der dies selbst zu 

1\11 0 n .. l;· 1"\ co ,to n für die des Einkommens InsgelSarn1 werden 

€ 

somit der 

Daraus eraeOEm 

ab 2.600 € in 

30.000 € den zur 

in ly.fU"U"'IL!.n Fällen. Vor 2017 

Ab 2017 steht es bis 

COHinzu kommen bisher nicht erfasste zusätzliche I-''I;UIC;UI'I; der t:lrlgIU90em '........ im
..\II1'O 

bzw. Jahr 2017, über der von 

€ aber unter dieser 
den höchstens"" ....t',..""II"'I'I' 

€. 

c) 

O' .... C''O'Y'''a .... was zunächst dem Bund 

zum Lebensun­

€ bzw. 

Auf 

Rahmen der ljealEme~nOlen i-11I"i1'!:lln71 

für -..:1"\'7'..,.11'1"\ ......... 1"'. 

die dazu wurden .... r"'hol"lnCl't't die Mehr­

kosten für die 

des BTHG im 
Köln Juli 2017 bei 7 

des Bundes durch das 

nicht \I",";I"\'P'I''''',n'tl"... r-.~l 

7 



gensabhängigen Leistungen (in der Regel Leistungen für das Wohnen und sonstige Ein­

gliederungshilfen) nach der Vorstudie durchschnittlich ca. 55 % aller EGH-Leistungen aus. 

In Baden-Württemberg gäbe es demnach Ende 2016 knapp 38.000 einkommensabhängi­

ge Leistungen. Legt man bundesdeutschen Durchschnittswerte zugrunde, ergäbe sich 

in Baden-Württemberg für mehr als 1.800 von der Erhöhung der Freigrenzen betroffene 

Leistungsberechtigte (ca. 5 % der Fälle) ein Mehraufwand in der Eingliederungshilfe von 

12 Mio. €.3 Der Anteil der von der Erhöhung betroffenen dokumentierten Fälle an allen 

Leistungsfällen der Eingliederungshilfe in Baden-Württemberg ist höher als im Bundes­

durchschnitt. Dies lässt vermuten, dass auch die Zahl der Betroffenen und somit der 

Mehraufwand in Baden-Württemberg insgesamt höher ausfallen. Die Hochrechnung für 

Baden-Württemberg ergäbe in diesem Fall einen Mehraufwand in Höhe von rund 

22 Mio. € jährlich für fast 3.500 Leistungsberechtigte. 

Genauere Zahlen könnten nur durch eine Umfrage bei den Stadt- und Landkreisen 

ermittelt werden. 

4.2 Effizienz in der Fallbearbeitung 

Die Bundesregierung rechnet laut Gesetzesbegründung auf Dauer mit Einsparungen 

beim Personal, weil Einzelfallprüfungen nicht mehr so aufwendig sein werden. Für die Zeit 

bis 31.12.2019 ist dies nicht der Fall. Für die Zeit ab 2020 muss diese These konkret be­

legt werden. Diese Annahme der Bundesregierung wird von uns nicht geteilt. 

5. Erste Einschätzung des KVJS zu den erwarteten finanziellen Auswirkungen 


des BTHG in Baden-Württemberg ab 2018 


5.1. Einführung Budget für Arbeit und andere Leistungsanbieter 

Die Einschätzung von Mehrkosten ist hier momentan schwierig, weil weder neue zusätzli­

che Angebote anderer Leistungsanbieter bekannt sind noch Bereitschaft zur InansprUCh­

nahme des Budgets für Arbeit (neben den Lohnkostenzuschüssen im Rahmen der Arbeit 

inklusiv I Aktion 1000 des Integrationsamtes) beurteilt werden kann. 

Die neuen Angebote der beruflichen Teilhabe sollen sich an anspruchsberechtigte Perso­

nen richten, die seither das Angebot Werkstatt als für sich nicht geeignet betrachtet und 

nicht in Anspruch genommen haben. Zur Zeit erhalten ca. 30.000 Personen Leistungen im 

Rahmen der beruflichen Teilhabe in Werkst~tten. Geht man davon aus, dass mit den 

neuen Angeboten etwa 10 % mehr Personen insbesondere mit psychischen Erkrankun­

gen erreicht werden, so ergeben sich hier Mehraufwendungen für 3.000 Personen x 32 € 

tgl. mit insgesamt ca. 35 Mio. €. 

3 Durchschnittlich knapp 5 % (12 x 0.4) der vermögensabhängigen Leistungen von Erhöhung der Frei­
beträge betroffen; durchschnittliche Vermögenshöhe ohne Extremwerte rund 9.000 Euro und somit 
nach Abzug des alten Freibetrages von 2.600 Euro EGH-Mehraufwand von 6.600 Euro pro Fall) 
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6. Zusammenfassung der finanziellen Folgen des BTHG in Baden-Württemberg für 

die Jahre 2017 bis 2019: 

Art I Jahr 

Landesweit 

2017 
(Mio. €) 

2018 
(Mio. E) 

2019 
(Mio. E) 

Verbesserung Einkommens- und Ver­
mögensanrechnung 

+34,5 +34,5 +34,5 

Budget für Arbeit, 
Andere Leistungsanbie1er 

0 +35,0 +35,0 ! 

Erstattung Barbe1rag fOr 
Mehraufwendungen WfbM 

-? -? -? 

Einführung 1rägerObergreifendes Teil­
habeplanverfahren und erweitertes 
Gesamtplanverfahren (ErfUllungsauf­
wand} 

0 +28,0 +28,0 

Einführung Frauenbeauftragte, WerKs­
1attrate 

+2,0 +2,0 +2,0 

Insgesamt 36,5 99,5 99,5 

Ein Vergleich des von Bund, Land und Kommunen geschätzten Mehraufwands ergibt 
sich aus beigefügter Tabelle (Anlage 2). 

7. Besonderheiten für Baden-Württemberg 

7.1 Auflösung der Binnendifferenzierung, Schnittstelle zur Pflege 

In Baden-Württemberg gibt es aktuell 2.000 binnendifferenzierte Plätze. Das heißt, die 

Pflegekassen beteiligen sich mit den vollen Leistungen der stationären Pflege (in Abhän­

gigkeit vom Pflegegrad) an den Aufwendungen. Künftig beabsichtigen die Pflegekassen 

diese Beträge auf 266 € wie bundesweit üblich zurückzuführen. 

Da von Seiten des Landes im Gesetzgebungsverfahren PSG 111 und BTHG keine An­

strengungen unternommen wurden, die Schnittstelle Eingliederungshilfe und Pflege im 

Sinne der behinderten pflegebedürftigen Menschen sachgerecht zu lösen, entstehen dem 

Träger der Eingliederungshilfe bezogen auf 2.000 Plätze x ca. 1.000 mtl. im Durchschnitt 

x 12 Monate == ca . 24 Mio. €. Dem stehen künftig nur noch erzielbare Einnahmen mit mo­

natlich z.Z. 266 E, insgesamt ca. 6,4 Mio. € gegenüber, wodurch sich eine Deckungslü­

cke von ca. 18 Mio. € ergibt. 

7.2 Aufholen im bundesweiten Vergleich 

Das Land BW wendet pro Einwohner im Bundesdurchschnitt ca. 40 € pro Einwohner für 

die Eingliederungshilfe weniger auf (vgl. Schaubild Anlage1). Diese Differenz wurde bis­

her durch passgenaue Leistungserbringung, intensive Fallsteuerung, einer Investitionsför­
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derung für die Gebäude sowie einem sehr gut ausgebauten Netz institutionell finanzierter 

Leistungen und alternativer Hilfeangebote außerhalb des Systems der Eingliederungshilfe 

(z.B. Aktion 1000) erzielt. Dies entspricht bei 10,5 Mio. Einwohnern in Baden­


Württemberg einem Volumen von ca. 450 Mio. €. 


Die beabsichtigte Steuerung durch das Land insbesondere im Vertragswesen und bei der 


Gesamtplanung lassen ein Abschmelzen dieser Differenz erwarten. 


Geht man davon aus, dass BW innerhalb von 10 Jahren diesen Bundesdurchschnitt er­


reicht, ergibt sich ein Nachholbedarf bzw. zusätzlicher Finanzbedarf von über 40 Mlo. € 

jährlich. 


7.3 Ausbau ambulanter Wohnformen 


Mit dem Ausbau ambulanter Wohnangebote zeigt die Erfahrung aus anderen Bundeslän­

dern, dass die Zahl der leistungsberechtigten Personen in der EGH erheblich angestiegen 

ist. Ein Mehraufwand lässt sich für Baden-Württemberg seriös nicht beziffern. 

111. Ausblick auf Entwicklungen ab 2020 

1. 	Einkommen und Vermögen 

Eine weitere Einschränkung bei der Inanspruchnahme von Einkommen und Vermögen 

der Leistungsberechtigten und deren Angehörigen erfolgt ab 01.01.2020. Vom BIJnd 

wird der dadurch entstehende Mehraufwand auf ca. 55 Mio. € geschätzt. Ob diese Zahl 

zutrifft und welcher Anteil auf Baden-Württemberg entfällt, ist aktuell seriös nicht bezif­

ferbar. Deshalb ist auch hier eine Evaluation durch den Bund vorgesehen. 

2. 	Schulische Bildung wird erstmals eigenständiger Anspruch ohne Nachrang. Auch der 

daraus resultierende Mehraufwand lässt sich nicht seriös beziffern. 

3. 	Kosten, die durch den neuen Behinderungsbegriff ab dem Jahr 2023 entstehen, 

werden, sind nicht berücksichtigt. 
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Anlage 2 zur Darstellung der finanziellen Entwicklungen der Eingliederunghilfe 2015 - 2019 

.. 
Zusammenfassung finanzieller Auswirkungen durch das BTHG Stand: 22.08.2017 

Art I Thema Bund (It. Kabinettsentw.) Mio. € Land (10 % Bund) Mio. € KYJ5-Schätzung für Baden-Wurtt. Mio. € 

Jahr 2017 2018 2019 2017 2018 2019 2017 lO18 2019 

Verbesserungen bei der 
Einkommens- und 
Vermögensanrechnung* 

91.0€ 95.0€ 99.0€ ? ? ? 34.5€ 34,5€ 34,5€ 

Einführung Budget für 
Arbeit , Andere 
Leistungsanbieter 

0,0 € 

I 

33,O€ 67,0€ ? ? ? O,OE 35,O€ 35,O€ 

Verbesserungen Teilhabe 
an Bildung 

gilt erst ab 2020 ? ? ? gilt erst ab 2020 

Trennung der 
Fachleistungen vom 
Lebensunterhalt...... 

(-76,0 €)* (-79,0 €). (-82,00)* ? ? ? vor 2020 nicht getrennt 

Einführung 
trägerü berg reifendes 
Teilhabeverfahren"'* 

10,0 € 50,O€ 50.0€ ? ? ? 0 28,O€ 28,O€ 

Effizienzrendite durch 
bessere Steuerung 

gilt erst ab 2020 I ? ? ? kein Abzug gerechtfertigt 

Einführung 
Fra uen bea uftragte, 
Werkstatträte*** 

(+5,0) (+20,0) (+20,0) ? ? ? 2,O€ 2,Oe 2,O€ 

Gesamt Länderl 
Gemeinden 

30,O€ 119,0 € 154,0 € 5,8 € 9,2€ 12,7 € 36,5€ 99,5 € 99,6 € 

Gesamt Länder/ 
Gemeinden (bereinigt)· 

106,O€ 198,0 € 236,0 € - - . - . . 

*zum Ausgleich für Verbesserungen werden 14 % die Aufwendungen für Barbeträge in Höhe von insgesamt ca. 9,5 Mio . {: (Baden·WÜrtt.) vom Bund erstattet 

··Die Regelungen des § 42b Abs. 2 SGB XII treten in Abweichung vom kabinettsentwurl erst zum 01 .01.2020 in Kraft (vgl. Art. 13 Nr. 15 BTHO). 

Daher erfolgt die komplette Trennung der Fachleistungen der Eingliederungshilfe vom Lebensunterhalt mit Erweiterung der 

Grundsicherungsleistungen des Bundes und somit die Entlastung der Kommunen ebenfalls erst zum 01.01.2020 

* "Laut Kabinettsentwurf = Erfüllungsaufwand 


